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4 ZUM GEDENKEN

Verwaltungsstelle Bruchsal

Walgo Treffinger

Verwaltungsstelle Esslingen

Sieghard Bender,  
1. Bevollmächtigter der Verwaltungsstelle  
Esslingen

Edith Muhr

Verwaltungsstelle Freiburg

Heinz Böser

Verwaltungsstelle Karlsruhe

Wolfgang Reiser

Verwaltungsstelle Heilbronn-Neckarsulm

Jürgen Weigel

Verwaltungsstelle Ludwigsburg

Franz Strutzenberger

Verwaltungsstelle Pforzheim

Rüdiger Münz

Verwaltungsstelle Reutlingen-Tübingen

Wulf Siepert

Verwaltungsstelle Stuttgart

Richard Rau,  
ehemaliges ehrenamtliches Vorstandsmitglied

Verwaltungsstelle Ulm

Wolfgang Neumeier
Ursula Lebschy
Richard Mohr

Bezirksleitung Baden-Württemberg

Karl-Heinz Pint
Hans Flaisch

WIR GEDENKEN der vielen Kolleginnen und Kollegen, die seit der letzten Bezirkskonferenz von 
uns gegangen sind.  Stellvertretend nennen wir:
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in den vergangenen zwölf Monaten ist viel pas-
siert. Für den IG Metall Bezirk Baden-Württem-
berg möchte ich an dieser Stelle exemplarisch 
vier Ereignisse erwähnen:

Über ihre Beschäftigtenbefragung unter dem 
Motto „Arbeit – sicher und fair“ hat die IG Me-
tall detailliert Einblick in den betrieblichen All-
tag von mehr als einer halben Million Menschen 
gewonnen. Allein aus Baden-Württemberg ha-
ben sich fast 150 000 Männer und Frauen be-
teiligt – heute wissen wir ganz konkret, wie sich 
Leistungsdruck und Flexibilitätsanforderungen 
auf die verschiedenen Beschäftigtengruppen 
auswirken. Dank der Umfrage kennen wir die 
Wünsche unserer Beschäftigten an ihre Arbeit, 
ihre Zukunftssorgen und ihre Einstellung zu ge-
sellschaftlichen Themen wie Rente und Leihar-
beit. Nicht zuletzt haben uns die Beschäftigten 
gesagt, was sie von ihrem Betriebsrat und von 
der IG Metall selbst erwarten. Dieses Wissen von 
Mitgliedern und (Noch-) Nichtmitgliedern gilt es 
nun zu nutzen, um die Arbeitsbedingungen in 
unseren Branchen nachhaltig zu verbessern. Auf 
der betrieblichen ebenso wie auf der tariflichen 
und der gesellschaftlichen Ebene.

Wie groß der Einfluss der IG Metall auf die Ar-
beitswelt ist, hat nicht zuletzt die Bundestags-
wahl im September 2013 und die anschließen-
de Bildung der Großen Koalition gezeigt – das 
zweite wichtige Ereignis. Der Koalitionsvertrag 
greift zahlreiche langjährige Forderungen der 
Gewerkschaften auf, die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohns und die abschlagsfreie 
Rente ab 63 nach 45 Beitragsjahren seien hier 
beispielhaft erwähnt, auch wenn dies nur ein 
Übergangsmodell ist.

Das dritte Ereignis betrifft mich selbst, im De-
zember habe ich die Aufgaben des Bezirkslei-
ters von Jörg Hofmann übernommen, der als 
Zweiter Vorsitzender nach Frankfurt gewechselt 
ist. Meine ersten 100 Tage im neuen Amt waren 
von vielen Antrittsbesuchen geprägt: Bei den 
Verwaltungsstellen und einigen Betrieben, beim 
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann und 
seinem Stellvertreter Nils Schmid, bei weiteren 
Vertretern aus der Landespolitik, bei den Arbeit-
gebern und der Wissenschaft. Ein Schwerpunkt 
der Arbeit wird sicherlich der Umsetzung der  
Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung ge-
widmet sein. In den Betrieben, aber auch in 
der Tarifpolitik, zum Beispiel in der Weiter-
entwicklung der Altersteilzeit. Zudem möch-
te ich das Thema Mitgliedergewinnung neu 
anpacken und darauf hinwirken, dass wich-
tige Gesetzesvorhaben wie die im Südwes-
ten diskutierte Bildungszeit Realität werden. 
Mehr dazu auf unserer Bezirkskonferenz am  
4. Juni 2014 unter dem Motto „Mehr Gerechtig-
keit in Betrieb und Gesellschaft“.

Nicht nur ich bin gut gestartet, die IG Metall hat-
te bei den Betriebsratswahlen 2014 ebenfalls 
einen guten Beginn – für mich das vierte wich-
tige Ereignis. Es ist uns gelungen, an die Erfolge 
von 2010 anzuknüpfen. Mit wenigen Ausnah-
men haben wir die Zahl unserer Mandate gehal-
ten, in vielen Fällen sogar deutlich gesteigert. In 
den bedeutenden Unternehmen im Südwesten 
stellen wir nach wie vor die stärkste Fraktion, in 
der Fahrzeugindustrie ebenso wie im Maschi-
nenbau. Und bei manchem Dienstleister, der 
Beschäftigte in Werkverträgen einsetzt, konnten 
wir sogar erstmals Fuß fassen. All dies geht ein-
her mit einer seit Jahren anhaltenden positiven 
Mitgliederentwicklung.

Diesen Weg möchte ich künftig mit Euch gemein-
sam fortsetzen. Auf den folgenden Seiten geht 
es nun aber erst Mal um die Erfolge der vergan-
genen zwölf Monate.

Euer

Roman Zitzelsberger
Bezirksleiter
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 Beschäftigtenbefragung 

Ein Schwerpunkt der ver-
gangenen Monate lag auf 
der Auswertung unserer Be-
schäftigtenbefragung. 

Von den insgesamt 514 000 
Antworten aus über 8 400 
Betrieben stammen rund 

148 000 von Beschäftigten aus dem Südwesten. 
Die Breite der Befragungsergebnisse und die 
dadurch mögliche Auswertungstiefe erlauben 
es, Handlungsempfehlungen bis zum einzelnen 
Betrieb auszusprechen.

Zur Präsentation und Analyse der Ergebnisse 
gab es seit Juni 2013 zahlreiche regionale Ver-
anstaltungen und Workshops. Dabei haben sich 
im Kern fünf zentrale Problemfelder heraus-
kristallisiert: 

J Arbeitszeit/Flexibilisierung
J Vereinbarkeit von Arbeit und Leben
J Weiterbildung und berufliche Entwicklung
J Alters- und alterns gerechtes Arbeiten
J Flexible  Übergänge in die Rente und  

Altersvorsorge

Auf der Betriebspolitischen Konferenz am  
22. Oktober 2013 in Karlsruhe debattierten rund 
400 Bevollmächtigte, Vertrauensleute sowie  
Jugend- und Auszubildendenvertreter/-innen 
die aus der Umfrage gewonnenen Erkenntnisse. 
Der damalige Bezirksleiter Jörg Hofmann strich 
dabei insbesondere den Handlungsbedarf in 
den Bereichen berufliche Weiterbildung und de-
mografischer Wandel heraus. Dazu gehöre auch 
das Thema Altersteilzeit und die Notwendigkeit, 
„flexible Übergangsmodelle passgenau zu ge-
stalten“, betonte Hofmann.

Fast die Hälfte der Befragten teilt die Einschät-
zung, dass ihr Betrieb schlecht oder gar nicht auf 
älter werdende Belegschaften vorbereitet ist. 
Andere Studien bestätigten dies, erklärte Gast-
redner Martin Kuhlmann, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Soziologischen Forschungsin-
stitut in Göttingen. Er empfahl verschiedene 
Maßnahmen für alternsgerechte Arbeit. Dabei 
spielten „erwei-
terte Handlungs-
spielräume in der 
Arbeit und mehr 
Mitsprache bei der 
Gestaltung der Ar-
beitsabläufe und 
-bedingungen eine 
wichtige Rolle.“

Professor Hans-Jörg Bullinger von der Fraun-
hofer Gesellschaft hob auf die steigenden An-
forderungen an 
die Flexibilität in 
den Betrieben 
ab: „Die Volatili-
tät von globalen 
Angebots- und 
Nachfragemärkten 
führt zu hohen  
Flexibilitätsanfor-
derungen an Unternehmen und ihre Belegschaf-
ten. “ Um diese Herausforderungen zu meistern 
und auch künftig „gute Arbeit“ leisten zu kön-
nen, müsse „stets der Mensch im Mittelpunkt 
stehen“. 

Wie groß die Herausforderung tatsäch-
lich ist, zeigen die Befragungsergebnis-
se zum Thema Belastung am Arbeitsplatz:  
Über die Hälfte der Beschäftigten fühlt sich ge-
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hetzt und unter Zeitdruck, fast 80 Prozent sagen, 
sie müssten immer mehr Arbeit in der gleichen 
Zeit bewältigen, rund 40 Prozent glauben, sie 
würden den wachsenden Anforderungen nicht 
mehr gerecht.

Die Schlussfolgerungen aus den  
Ergeb nissen

Auf der Hauptamtlichen-Klausur am 16. und 17. 
Januar 2014 in Pforzheim waren die Ergebnisse 
der Beschäftigtenbefragung ein zentrales The-
ma. Die rund 150 Teilnehmer/-innen haben die 
aufgezeigten Problemfelder diskutiert sowie die 
inhaltlichen wie politischen Ziele und Erfolgskri-
terien der fünf Schwerpunktthemen bestätigt. 

Nun geht es darum, strategische Maßnahmen 
zu entwickeln, die den betrieblichen Alltag 
verbessern. Ziel der IG Metall ist es, in den Be-
trieben wieder stärker als betriebspolitische 
Gestaltungskraft wahrgenommen zu werden.  
Arbeitstage sollen besser werden – „powered by“  
IG Metall. Nur auf betrieblicher Ebene hat die  
IG Metall die Chance, die Beschäftigten aktiv 
einzubeziehen, um Macht ressourcen und Mit-
glieder zu gewinnen, zu binden oder zurückzu-
holen.

Die Bezirksleitung hat deshalb die Idee ent-
wickelt, dass jeder Ortsvorstand-Betrieb in 
Zusammenarbeit mit seiner Verwaltungsstel-
le und der Bezirksleitung 2014 ein Thema 
aus der Befragung bearbeitet. Damit soll eine 
betriebspolitische Ini tiative bis 2018 auch 
über die Ortsvorstand-Betriebe hinaus aus-
gerollt werden. Erfolgsbeispiele sollen im 
Laufe des Jahres 2014 (und darüber hinaus) 
öffentlich gemacht werden, ferner können Er-
kenntnisse daraus in qualitative Forderungen 
künftiger Tarifrunden münden. In Pforzheim 
haben die Teilnehmer/-innen eine Bestands-
aufnahme zu den fünf Schwerpunktthemen  
erarbeitet.

Die wichtigsten Erkenntnisse

J Arbeitszeit/Flexibilisierung
Die Flexibilitätsanforderungen in den Betrie-
ben sind hoch. Dies wird im Grundsatz von 
den Beschäftigten akzeptiert, aber die Balan-

ce zwischen betrieblichen und persönlichen 
Inte ressen muss gewahrt bleiben. Je höher der 
Leistungsdruck, desto größer sind Konflikte um  
zusätzliche Flexibilitätsregelungen.

J Vereinbarkeit von Arbeit und Leben
Vereinbarkeitsfragen sind in vielen mittelstän-
dischen und großen Industriebetrieben kein  
erkennbares Thema oder sprechen häufig nur die 
mittleren Führungsebenen an. Teils trauen sich 
Beschäftigte aber auch nicht, Vereinbarungs-
regeln anzunehmen. Nur wer im Büro präsent 
ist, wird als leistungsfähig angesehen, Arbeit 
von zu Hause wird oft nicht wahrgenommen.

J Weiterbildung und berufliche Entwicklung
Qualifizierung und berufliche Entwicklung ist in 
den meisten Betrieben nur für Vorgesetzte ein 
Thema. Betriebsrat und IG Metall schaffen es 
kaum, Budgets und Verteilungsfragen von sich 
aus zu besetzen. Mitbestimmungsrechte wer-
den nicht genutzt, vor allem Un- und Angelern-
te fallen oft aus den Programmen heraus. Die  
Bildungsplanung wird stets den Anforderungen 
der Produktion untergeordnet.

J Alters- und alternsgerechtes Arbeiten
Die Leistungsverdichtung in den Betrieben ist 
ungebrochen und wird durch Rationalisierungs-
trends verschärft. Mangels mitbestimmter Vor-
gaben haben Arbeitgeber freie Hand, an der 
Leistungsschraube zu drehen. Insgesamt leidet 
das Thema an einer fehlenden Personalplanung, 
ergonomische Verbesserungen beschränken 
sich häufig auf technische Hilfsmittel.
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J Flexible Übergänge in Rente und  
Altersvorsorge

Altersteilzeit hat sich bewährt, wird in vielen 
Betrieben genutzt und ist bei den Beschäftigten 
positiv besetzt. Trotzdem gibt es viele Betriebe 
ohne Altersteilzeit-Regelungen, die Quote wird 
häufig nicht ausgeschöpft, beim Tarifvertrag 
FlexÜ gibt es erkennbaren Verbesserungsbedarf 
in der Umsetzung. Die Anforderungen an eine 
betriebliche Altersvorsorge sind hoch, trotzdem 
verschenken viele ihre altersvorsorgewirksamen 
Leistungen.

Weitere Erkenntnisse aus der 
Beschäftigtenbefragung

J Missbrauch bei Leiharbeit und Werkverträgen 
bekämpfen

Die IG Metall hat die Beschäftigten auch danach 
gefragt, welche Einstellungen sie zu sozial- und 
arbeitsmarktpolitischen Themen wie Alters-
sicherung, einem gesetzlichen Mindestlohn und 
prekärer Beschäftigung haben. Die Antworten 
bestätigen den bisherigen Kurs zur Begrenzung 

von Leiharbeit und der Eindämmung von Schein-
Werkverträgen: In Baden-Württemberg haben 
sich mehr als 90 Prozent für eine Regulierung 
des Niedriglohnsektors ausgesprochen. 99 Pro-
zent der Befragten ist ein unbefristeter Arbeits-
vertrag am wichtigsten, ebenso viele halten ein 
ausreichendes und verlässliches Einkommen 
für wichtig oder sehr wichtig. Über ein Drittel 
machte sich zum Zeitpunkt der Befragung An-
fang 2013 Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz.

Die IG Metall sieht sich durch die Ergebnis-
se in ihrem Engagement für sichere Jobs und  
faire Arbeitsbedingungen bestärkt und hat 
dies zum Thema der Funktionärskonferenz am  
16. Juli 2013 in Sindelfingen gemacht. Rund 
2400 Funktionäre forderten damals einen Kurs-
wechsel für mehr Gerechtigkeit, im Mittelpunkt 
standen Fragen nach der Zukunft der Rente und 
flexiblen Ausstiegsmodellen, einer Neuordnung 
des Arbeitsmarkts, einem handlungsfähigen 
Staat sowie mehr Verteilungsgerechtigkeit und 
einem sozialen Europa.

Vor diesem Hintergrund kritisierte der dama-
lige Zweite und heutige Erste Vorsitzende,  
Detlef Wetzel: „So vieles, mit dem sich die  
Politik beschäftigt, geht an der Lebenswirklich-
keit der Menschen vorbei. Sie interessieren sich 
vor allem für einen sicheren und fair bezahlten 
Job, von dem sie sich und ihre Familien ernäh-
ren können – ohne ständigen Existenzdruck am  
Arbeitsplatz und die Angst vor Altersarmut.“  
Eine Regierung, die die Bürger ernst nehme, 
müsse sich deshalb mit den Themen Mindest-
lohn, der Bekämpfung prekärer Beschäftigung 
und flexiblen Übergängen bei der Rente be-
schäftigen.
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Jörg Hofmann appellierte an Betriebsräte und 
Vertrauensleute, sich für eine hohe Beteiligung 
bei der Bundestagswahl im September 2013 
einzusetzen: „Nur wer wählen geht, bestimmt 
darüber mit, wie er regiert wird. Wer der Urne 
fern bleibt und nicht wählt, wird allerdings trotz-
dem regiert.“ Zum Abschluss der Konferenz 
stellten die anwesenden Funktionäre eine Reihe 
konkreter Forderungen an eine neue Bundesre-
gierung. Ihr Erfolg müsse sich daran bemessen, 
inwieweit „sich die Interessen der abhängig Be-
schäftigten im konkreten Regierungshandeln 
wiederfinden“, forderte Hofmann.

J Erschließung industrienaher  
Dienstleistungsbetriebe

Mit dem Projekt knüpft die IG Metall an die Be-
schäftigtenbefragung an und versucht, Betrie-
be zu erschließen, in denen prekäre Beschäfti-
gung weit verbreitet ist. Immer mehr Felder der  
Metall- und Elektrobranche werden als Folge rigi-
der Sparpolitik fremdvergeben. Durch Outsour-

cing entstehen zunehmend tariflose Landschaf-
ten, Beschäftigte in Werkverträgen werden dort 
sukzessive ausgebeutet. Das Projekt soll dazu 
beitragen, ein weiteres Ausfransen des Tarifver-
trags zu stoppen und die Arbeitsbedingungen 
betroffener Beschäftigter zu verbessern. Dazu 
gibt es die drei Phasen „Recherche/Kontaktauf-
nahme zu den Beschäftigten“, „Vor bereitung/
Durchführung von Betriebsratswahlen“ und  
„Betreuung neu gewählter Betriebsräte“.

Das Projekt läuft über drei Jahre bis Ende Februar 
2016, daran sind folgende  Verwaltungsstellen 
beteiligt: Stuttgart, Esslingen, Villingen-Schwen-
ningen, Heilbronn-Neckarsulm, Freiburg, Mann-
heim, Ulm, Gaggenau und Friedrichshafen-Ober-
schwaben. Im ersten Jahr wurden mehr als 200 
neue IG Metall-Mitglieder gewonnen und mehre-
re neue Betriebsräte installiert. 

Erstmals gibt es bei WISAG Produktionsser-
vice in Freiburg einen Betriebsrat, darunter vier  
IG Metall-Mitglieder. In einer zweiten Wahl in 
der gleichen Firma für die gesamte Region Süd-
west konnte die IG Metall die Zahl ihrer Sitze 
von einem auf vier erhöhen. Beim Dienstleister 
Voith Industrial Services  in Sindelfingen hat die 
IG Metall 6 von 13 Sitzen geholt und stellt ge-
meinsam mit einer weiteren Liste die Mehrheit. 
Momentan werden dort Vertrauensleute-Struk-
turen aufgebaut. Ende Mai (nach Druck dieses 
Geschäftsberichts) steht zudem die Betriebs-
ratswahl bei Voith in Stuttgart-Untertürkheim 
an. Dort tritt die IG Metall mit einer Liste mit 15 
Kandidat/-innen an.

In den kommenden Monaten liegt der Schwer-
punkt der Projektarbeit auf der Gewinnung 
weiterer Mitglieder und der Betreuung der neu 
gewählten Betriebsräte. Geplant sind unter  
anderem Vernetzungstreffen mit anderen Gremi-
en sowie der Aufbau von Strukturen, in denen 
sich Aktive regelmäßig  austauschen können.
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Konsequenzen aus der 
Bundestagswahl

Viele Bürger/-innen hätten sich bei den Bun-
destagswahlen 2013 ein klareres Meinungs-
bild gewünscht. Trotz Anlaufschwierigkeiten ist 
es der Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD 
bis heute aber gelungen, zahlreiche sozial- und  
arbeitsmarktpolitische Problemfelder zu identi-
fizieren und im Koalitionsvertrag Verbesserun-
gen festzuschreiben. Damit wurden auch Kern-
forderungen der IG Metall erfüllt. 

Dazu gehören unter anderem:

 J Einführung eines allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohns

 J Begrenzung von Leiharbeit
 J Abschlagsfreie Rente ab 63 nach  

45 Beitragsjahren

Dies ist grundsätzlich zu begrüßen, es bleibt 
allerdings abzuwarten, ob die Vorhaben in der 
Ausgestaltung entsprechender Gesetze nicht 
wieder verwässert werden. Kritisch sind aus 
Sicht der IG Metall unter anderem geplante Aus-
nahmen vom Mindestlohn für unter 18-Jährige. 
Weitere richtige Ansätze im Koalitionsvertrag  
werden teils unter Finanzvorbehalte gestellt, 
eine von der IG Metall geforderte Ausweitung 
von Mitbestimmungsrechten ist nicht geplant.

Die Rente ab 63 nach 45 Beitragsjahren ermög-
licht bestimmten Jahrgängen über zehn Jahre 
hinweg richtigerweise einen abschlagsfreien, 
frühzeitigen Renteneintritt. Die Regelung kann 

aber nur ein erster Zwischenschritt sein, an der 
Forderung zur Rücknahme der Rente mit 67 hält 
die IG Metall unverändert fest.

Wie viel Überzeugungsarbeit dafür erforder-
lich sein wird, zeigt die Debatte zum Austritt 
ab 63: Obwohl in der Beschäftigtenbefragung 
88 Prozent aller Teilnehmer/-innen für eine  
abschlagsfreie Rente nach langjähriger Erwerbs-
tätigkeit votiert haben und dies in einer späteren 
Infratest-Umfrage mit 89 Prozent Zustimmung 
in der Altersgruppe 18 bis 34 sogar übertroffen 
wurde, wird die 63/45-Regelung seitens der  
Arbeitgeber und von großen Teilen der Medien 
abgelehnt. 

„Damit hat eine Verunglimpfung der Menschen 
begonnen, die ihre Lebensleistung erbracht und 
45 Jahre oder länger in den Betrieben gearbeitet 
haben. Ihnen jetzt vorzuwerfen, die Rentenkas-
se zu Ungunsten der Jüngeren zu plündern, ist 
eine Unverschämtheit“, kritisierte Bezirksleiter 
Roman Zitzelsberger im April 2014 in einem 
Interview mit der Südwestpresse. Die IG Metall 
Baden-Württemberg hat das Gesetzgebungs-
verfahren deshalb mit einer eigenen Plakat-
kampagne (siehe oben) begleitet, in der die  
Lebensleistung der Menschen gewürdigt wird. 

Bei der Eindämmung prekärer Arbeitsver-
hältnisse ist ebenfalls zusätzliches Engage-
ment der IG Metall gefordert. Zwar weisen 
eine im Koalitionsvertrag festgeschriebene 
Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten und 
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G E S U N D  I N  D I E  R E N T E ! “
Gustav Häussler (*1952)
Elektriker

Wir bleiben dran.
IG Metall.

www.gut-in-rente.de
www.reutlingen.igm.de

Facharbeitermangel, Werkver-
träge und Leiharbeit: Alles The-
men, die den IG-Metall-Landes-
chef Roman Zitzelsberger in sei-
ner Amtszeit beschäftigen wer-
den. Sorge macht ihm auch der
steigende Leistungsdruck.

KAREN EMLER

Sie sind seit rund 100 Tagen im Amt.
Haben Sie die Antrittsbesuche alle
gut hinter sich gebracht?
ROMAN ZITZELSBERGER: Ja, die
sind bisher gut verlaufen. Ich war
schon bei fast allen 27 IG-Metall-
Verwaltungsstellen in Baden-Würt-
temberg und in einigen Betrieben.
Es gab Gespräche mit dem Minister-
präsidenten und seinem Stellvertre-
ter, mit Vertretern aus Ministerien
und Arbeitgeberverbänden. Inso-
fern habe ich einen guten Überblick
über meine Aufgabenstellung ge-
wonnen.

Die Mindestlohndebatte in Berlin
zog sich hin, sind Sie mit dem Ergeb-
nis zufrieden?
ZITZELSBERGER: Es ist gut, dass
man sich grundsätzlich auf einen
Mindestlohn verständigt
hat. Die Ausnahmerege-
lung für Unter-18-Jährige
halte ich allerdings für
Quatsch. Es gibt Gesetze
gegen Diskriminierung,
und auch die IG Metall
schafft es seit Jahrzehn-
ten, Jugenddiskriminie-
rung aus den Tarifverträgen heraus-
zuhalten. Jetzt soll es plötzlich wie-
der Lohnabschläge für junge Men-
schen unter 18 geben. Die Begrün-
dung, nämlich, dass Jugendliche
besser bezahlte Einfachsttätigkei-
ten einer Ausbildung vorziehen wür-
den, halte ich für abenteuerlich.

Die Rente mit 63 Jahren ist beschlos-
sene Sache. Wieviele Mitarbeiter be-
trifft das in der Metall- und Elektro-
industrie im Südwesten?
ZITZELSBERGER: Dazu haben wir
keine eigenen Zahlen. Das Bundes-
arbeitsministerium geht davon aus,
dass für die Rente ab 63 nach min-
destens 45 Beitragsjahren über alle
Branchen bundesweit pro Jahr in
etwa 200 000 Menschen in Frage
kommen. Mich ärgert die Debatte
über das Thema.

Inwiefern?
ZITZELSBERGER: Damit hat eine
Verunglimpfung der Menschen be-
gonnen, die ihre Lebensleistung er-
bracht und 45 Jahre oder länger in
den Betrieben gearbeitet haben.
Jetzt wirft man ihnen vor, die Ren-
tenkasse zu Ungunsten der Jünge-
ren zu plündern. Das ist eine Unver-
schämtheit, zumal die Regelung
nur übergangsweise gilt.

Wird die Regelung in den Belegschaf-
ten ohne Murren akzeptiert?
ZITZELSBERGER: Im vergangenen
Jahr haben wir die Beschäftigten
vor dem Hintergrund der Leistungs-
verdichtung gefragt, wie sie ihre Zu-
kunft sehen und ob sie glauben, bis
zur Rente durchzuhalten. Vor allem
aus dem Bereich der angelernten Be-
schäftigten fürchtete fast die Hälfte,
den wachsenden Anforderungen
bis zur Rente nicht mehr standhal-
ten zu können. Das ist ein deutli-

ches Signal dafür, dass wir für Ältere
einen ordentlichen Übergang aus
den Betrieben brauchen. Und da-
mit meine ich nicht, dass sie sich
noch über die Ziellinie retten, son-
dern sie sollen halbwegs gesund in
den Ruhestand kommen und die-
sen auch genießen können. Da ist
die Rente ab 63 als Zwischenschritt
eine akzeptable Lösung.

Wie groß ist der Anteil der An- und
Ungelernten in der M+E-Industrie?
ZITZELSBERGER: Das sind rund 20
Prozent. Dabei muss man aber zwi-
schen Ungelernten ohne Berufsab-
schluss und Angelernten unter-
scheiden, die nur berufsfremd ein-
gesetzt werden. Zum Beispiel ein
Metzger, der bei Daimler am Band
arbeitet. Wir haben in Baden-Würt-
temberg vergleichsweise viele ange-
lernte Beschäftigte, die in der indus-
triellen Massenproduktion tätig
sind, etwa bei Autoherstellern und
Zulieferern, aber auch bei Haus-
haltsgeräteherstellern. Damit es
diese Jobs weiter gibt, ist Produktivi-
tät das Zauberwort.

Das bedeutet im Klartext, die Leis-
tung muss immer mehr steigen.
ZITZELSBERGER. Deshalb befin-
den wir uns ständig im Spannungs-
verhältnis zwischen Leistungsanfor-

derungen an die Beschäftigten auf
der einen und Fragen der Gesund-
heit und der Leistungsfähigkeit bis
ins Alter auf der anderen Seite.

Was ist die größte Baustelle in der
M+E-Industrie im Land?
ZITZELSBERGER: Ein Topthema zu
nennen ist schwierig. Unsere Liste
ist lang, Werkverträge spielen aber
sicher eine große Rolle. Und zwar
auf drei Ebenen: Erstens würden
wir solche Arbeitsverhältnisse
gerne tarifvertraglich regeln. Zwei-

tens versuchen wir, die Werkver-
tragsarbeitnehmer zu organisieren
und auf die Werkvertragsunterneh-
men einzuwirken, zum Beispiel bei
industriellen Dienstleistern wie
Voith Industrial Services. Dort wol-
len wir bessere Arbeitsbedingungen
durchsetzen und haben schon erste
Erfolge. Bei Voith Industrial Ser-
vices in Böblingen hat unsere Liste
bei den Betriebsratswahlen auf An-
hieb die meisten Stimmen erhalten.

Und die dritte Ebene?
ZITZELSBERGER: Es reicht bei wei-
tem nicht, was zu Werkverträgen im
Koalitionsvertrag steht. Wir brau-
chen nicht nur ein paar Informati-
onsrechte für Betriebsräte, sondern
wir brauchen ein echtes Mitbestim-
mungsrecht bei der Frage, was
fremd vergeben wird, an wen und
zu welchen Bedingungen.

Hilft es Ihnen im Sinne einer Signal-
wirkung, wenn Daimler Mitarbeiter
aus Werkverträgen fest übernimmt?
ZITZELSBERGER: Also, vielleicht
mal zur Ehrenrettung: Daimler be-
nimmt sich in dieser Hinsicht da
nicht unanständiger als andere. Der
Konzern ist einfach nur ein sehr pro-
minentes Beispiel. Die anderen gro-
ßen deutschen Autohersteller sind
aber mindestens genauso unter-

wegs. Tatsache ist aber auch, dass
das Thema bei Daimler nicht gelöst
ist. Der Gesamtbetriebsrat wollte
eine Vereinbarung zum fairen Um-
gang mit Werkverträgen und Leihar-
beit im Unternehmen. Bisher gibt
es nur an einzelnen Standorten
Übernahme-Regelungen. Das ist
aber natürlich besser, als wenn gar
nichts passiert wäre.

Richten wir den Blick auf die
nächste Tarifrunde. Wie weit sind
die Vorgespräche mit den Arbeitge-
bern, welche Reibungspunkte zeich-
nen sich ab?
ZITZELSBERGER: Über das Entgelt
zu reden, ist eindeutig zu früh. Ab
Oktober werden wir uns die wirt-
schaftliche Situation genauer an-
schauen. . .

. . .weil die IG Metall ein gebranntes
Kind ist? Es musste ja schon mal
eine Lohnforderung deutlich zurück-
genommen werden, weil die Kon-
junktur einbrach.
ZITZELSBERGER: Ja, das war 2008,
als wir mit Vollgas in die Garage fah-
ren mussten. So etwas macht man
schlauerweise nicht allzu oft, ob-
wohl wir das damals ganz gut hinge-
kriegt haben. Aber deshalb be-
spricht man solche Dinge besser
zeitnah. Aus heutiger Sicht kann
noch niemand vernünftig sagen,
wie sich die Konjunktur, die Preise
und die Produktivität 2015 wohl ent-
wickeln werden. Wenn es aber wei-
ter so positiv läuft wie zurzeit, dann
sehe ich keinen Grund für Zurück-
haltung bei der Lohnforderung.

Und was sind die Themen abseits
der Frage nach den zusätzlichen
Lohnprozenten?
ZITZELSBERGER: Wir haben schon
im Jahr 2012 mit den Arbeitgebern
vereinbart, dass wir uns gemeinsam
Themen wie den demographischen
Wandel, die Fachkräftesicherung
und die Wettbewerbssituation an-
schauen werden. Aber auch die
Frage, wie es uns gelingen kann, ein-
fache Arbeiten in den Betrieben zu
halten und Berufseinstiege für
junge Menschen zu schaffen, die
nicht direkt aus der dualen Ausbil-
dung kommen. Zu solchen Themen
machen wir derzeit bundesweit mit
den Arbeitnehmern eine Bestands-
aufnahme außerhalb des Tarifge-
tümmels.

Alles Themen, die den Betrieben oh-
nehin auf den Nägeln brennen soll-
ten.
ZITZELSBERGER: Klar, und da
schließt sich der Kreis: Auf der ei-
nen Seite müssen wir für die Men-
schen anständige Ausstiege aus
dem Berufsleben ermöglichen, uns
aber auf der anderen Seite intensiv
mit Fachkräftesicherung beschäfti-
gen. Bisher lag unser Fokus vor al-
lem auf der beruflichen Erstausbil-
dung. Die bleibt weiterhin wichtig.
Um die Altersabgänge abzufangen,
müssen wir aber zusätzlich auch
die berufliche Qualifizierung von
Ungelernten angehen, also auf die-
jenigen zurückgreifen, die heute
schon gute Arbeit machen, aber
noch keine Ausbildung haben.

Die neue WMF-Führung will
den Konzern effektiver ma-
chen. Weltweit werden knapp
400 Stellen gestrichen, bis zu
280 davon in Geislingen.

HELMUT SCHNEIDER

Geislingen. Vor rund acht Monaten
hat Peter Feld beim Küchengeräte-
und Kaffeemaschinen-Hersteller
WMF das Ruder übernommen.
Dass er angetreten war, um beim
weltweit agierenden Konzern die
Schlagzahl zu erhöhen, machte er
vor zwei Monaten vor Journalisten
klar: WMF sei eine tolle Marke, aber
sie habe „noch viel Luft nach oben“.
Auch von „notwendigen Verände-
rungen“ sprach er.

Gestern wurde das Unterneh-
men konkreter: In den nächsten bei-
den Jahren sollen knapp 400 der

6100 Arbeitsplätze abgebaut wer-
den – dies macht 10 Prozent der Per-
sonalkosten aus. Die Firmenzen-
trale in Geislingen ist überdurch-
schnittlich betroffen. Denn beim ge-

planten Stellenabbau geht es nicht
um die Produktion, wie Pressespre-
cher Thomas Dix auf Nachfrage ver-
deutlicht, sondern um „effizientere
Organisationsstrukturen“. Zwei

Drittel der 2300 Beschäftigten in
Geislingen arbeiten in der Verwal-
tung. Im Intranet wurden sie über
die Pläne unterrichtet, am kommen-
den Montag findet eine Betriebsver-
sammlung statt.

Der Personalabbau soll mit dazu
beitragen, jährlich 30 Mio. a an Kos-
ten einzusparen. Zwei Punkte sind
es, welche das Management verbes-
sern will: die Wachstumsraten und
ihre Internationalisierung. Hier vor
allem sieht der frühere Beiersdorf-
Manager Feld die besagte Luft nach
oben. WMF macht erst 50 Prozent
des Umsatzes im Ausland. Der Um-
satz ist in den vergangenen Jahren

ständig gestiegen und hat 1 Mrd. a
überschritten; auch beim Gewinn
ging es beständig nach oben.

Allerdings seien die Wachstums-
raten zuletzt rückläufig. „Zugleich
konnten wir den Auslandsanteil
nicht wesentlich verbessern, und es
ist uns bisher nicht gelungen, an
dem für uns wichtigen Wachstum
in den Schwellenländern teilzuha-
ben“, heißt es weiter.

Der Stellenabbau ist für den
WMF-Chef die Konsequenz der
komplexen Konzernstruktur, die er
mit einer flacheren und effektiveren
Organisation verringern will. „Wir
müssen uns verändern und vieles
aufholen, um im hart umkämpften
Wettbewerb mithalten zu können.“

Auch die Aktionäre sollen ihren
Beitrag leisten, die Dividende soll
von 1 a auf 50 Cent pro Aktie ge-
senkt werden.

Kommentar

Roman Zitzelsberger, der Bezirksleiter der Gewerkschaft IG Metall Baden-Württemberg: Wichtig sei es, Älteren Mitarbeitern
den Übergang in den Ruhestand zu erleichtern, auf der anderen Seite aber das Potenzial an Fachkräften zu sichern.  Foto: dpa

Darf ein Unternehmen, das in
den vergangenen Jahren be-
ständig gewachsen ist und

Gewinne abgeworfen hat, Arbeits-
plätze abbauen? Wenn WMF-Chef
Peter Feld am Montag vor die Beleg-
schaft in Geislingen treten muss,
um seinen herben Stellenabbau zu
begründen, wird seine Antwort auf
diese Frage die Mitarbeiter am meis-
ten interessieren. Die Antwort der
meisten Mitarbeiter kann man sich
denken: Nein, das geht nicht!

Richtig ist, dass Felds Vorgänger
Thorsten Klapproth den angestaub-
ten Geislinger Besteck- und Koch-
topf-Hersteller zum weltweit agie-
renden Konzern gemacht hat. Die
Marke glänzt wieder wie die Messer,
die WMF verkauft. Die Geislinger
spielen heute in einer anderen Liga
als noch vor zehn Jahren.

Richtig ist aber auch, dass in der
internationalen Top-Liga ganz an-
dere Maßstäbe gelten. Auch und ge-
rade im so genannten Konsumer-Be-
reich spielt vor allem in Asien die
Musik. Wer hier nicht stark präsent
ist, wird im globalen Wettbewerb ei-
nen schweren Stand haben.

Felds Ansatz, die WMF organisa-
torisch schlanker und internationa-
ler zu machen, ist richtig. Ob er da-
mit auch Erfolg haben wird, muss
sich noch zeigen. Die Belegschaft in
Geislingen wird für solche strategi-
schen Überlegungen aber kein Ver-
ständnis haben. Sie trifft der neue
Kurs hart.  HELMUT SCHNEIDER

Qualitätsprüfung im Stammwerk des Küchengeräteherstellers Württembergische
Metallwarenfabrik AG (WMF) in Geislingen.  Foto: dpa

Felds Ansatz
ist richtig

Der BGH hält die Schadenersatz-
pflicht bei Immobilien nicht im-
mer für gerechtfertigt. Verkäu-
fer müssen für hohen Schaden
nur begrenzt aufkommen.

Karlsruhe. Der Bundesgerichtshof
hat Schadenersatzansprüche von
Hauskäufern begrenzt. Wenn Kos-
ten für die Beseitigung eines Man-
gels unverhältnismäßig hoch sind,
muss der Verkäufer maximal so viel
zahlen, wie das Haus wegen des
Mangels weniger wert ist (Az. V ZR
275/12).

Im konkreten Fall hatte die Kläge-
rin für 260 000 a ein Mietshaus ge-
kauft. Nach der Übergabe stellte sie
fest, dass das Gebäude mit Haus-
schwamm befallen war. In einem
ersten Prozess hatte sie deshalb be-
reits rund 135 000 a erstritten. Nun
forderte sie weitere 500 000 a Scha-
denersatz für die Beseitigung des
Schwamms. Vor dem Kammerge-
richt Berlin hatte sie damit Erfolg.

Bei der Frage, ob die Beseitigungs-
kosten unverhältnismäßig sind,
komme es auf die Umstände des
Einzelfalls an, betonte die Vorsit-
zende Richterin Christina Strese-
mann. „Es gibt keine feste Grenze,
ab wann der Schadensersatz unver-
hältnismäßig hoch ist.“ Zur Orien-
tierung gibt es jedoch Richtwerte:
Demnach ist eine Sanierung unver-
hältnismäßig teuer, wenn die Repa-
raturkosten mehr als doppelt so
hoch sind wie die Wertminderung –
oder wenn die Reparatur mehr kos-
tet, als das Grundstück in mangel-
freiem Zustand wert wäre.

Entscheidend ist jeweils nicht
der Kaufpreis, sondern der – in der
Regel von einem Sachverständigen
festgestellte – Verkehrswert.

Das so genannte Prognoserisiko
trägt allerdings der Verkäufer. Das
heißt: Wenn die Kosten der Sanie-
rung zu Beginn noch verhältnismä-
ßig erscheinen und erst im Nachhi-
nein stark ansteigen, muss er trotz-
dem zahlen. Auch von dieser Regel
gibt es aber eine Ausnahme: Der
Schadenersatz ist begrenzt, wenn
„ein wirtschaftlich denkender Käu-
fer die Arbeiten auch unter Berück-
sichtigung der bereits angefallenen
Kosten nicht fortführen würde oder
fortgeführt hätte“.

Das Urteil lässt sich direkt nur
auf den Kauf von Grundstücken
und Häusern anwenden. „Inwie-
weit sich das Urteil auf andere
Rechtsgebiete übertragen lässt,
bleibt abzuwarten“, sagte BGH-An-
walt Thomas Winter. dpa

„Produktivität ist das Zauberwort“
IG-Metall-Landeschef Roman Zitzelsberger: Steigender Leistungsdruck setzt Mitarbeitern zu

Roman Zitzelsberger (47) ist seit De-
zember 2013 Bezirksleiter des IG Metall-
Bezirks Baden-Württemberg. Sein Berufs-
weg begann 1984 mit einer Maschinen-
schlosser-Lehre im Daimler-Benz-Werk in
Gaggenau. Er wurde Vertrauensmann und
Jugendvertreter für die IG Metall, mit 22
Jahren dann Gewerkschaftssekretär bei
der IG Metall Gaggenau. 1996 stieg er
zum 2. Bevollmächtigten, 2003 zum 1. Be-
vollmächtigten in Gaggenau auf. 1999 stu-
dierte er an der Fernuniversität Hagen
BWL und sattelte 2010/2011 in St. Gallen
noch General Management drauf. Das
SPD-Mitglied sitzt seit 2009 im Gemeinde-
rat von Bietigheim/Baden. ker
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eine Gleichstellung von Leiharbeitnehmer/ 
-innen hinsichtlich des Arbeitsentgelts mit den 
Stammarbeitnehmer/-innen nach spätestens 
neun Monaten in die richtige Richtung. In das 
Gesetzgebungsverfahren wird sich die IG Metall 
aktiv einmischen und selbstverständlich den  
Tarifvertrag Leih-/Zeitarbeit entsprechend 
weiter entwickeln.

Beim Thema Werkverträge bleibt der Koaliti-
onsvertrag weit hinter den Forderungen der IG 
Metall zurück. „Wir brauchen nicht nur ein paar 
Informationsrechte, sondern ein echtes Mitbe-
stimmungsrecht der Betriebsräte bei der Frage, 
welche Tätigkeiten fremdvergeben werden, an 
wen und zu welchen Bedingungen“, erklärte 
dazu Zitzelsberger. Die IG Metall prangert seit 
Jahren die Ausbreitung und den Missbrauch von 
Werkverträgen an. 

In der Metall- und Elektroindustrie arbeiten nach 
ihrer Erkenntnis bundesweit mehr als eine Mil-
lion Menschen als Leiharbeiter oder mit Werk-
verträgen. Insgesamt beschäftigt die Branche 
rund 4,6 Millionen Menschen. In der Autoindus-
trie stehen rund 770 000 Stammbeschäftigten  
circa 100 000 Leiharbeiter und 250 000 Werk-
vertragsbeschäftigte gegenüber.

 Personalien

Jörg Hofmann wurde am 25. November 2013 auf 
einem außerordentlichen Gewerkschaftstag in 
Frankfurt zum Zweiten Vorsitzenden der IG Me-
tall gewählt. Am 3. Dezember hat die Bezirks-
kommission der IG Metall Baden-Württemberg 
Roman Zitzelsberger, zu diesem Zeitpunkt seit 
zehn Jahren Erster Bevollmächtigter der Verwal-

tungsstelle Gaggenau, zu seinem Nachfolger als 
Bezirksleiter im Südwesten vorgeschlagen. Der 
Vorstand hat dem Wechsel am 9. Dezember zu-
gestimmt, Zitzelsberger hat sein neues Amt un-
mittelbar angetreten.

Hofmann wurde am 30. Januar 2014 in Stuttgart 
vor prominenten Gästen aus Wirtschaft, Politik 
und Wissenschaft verabschiedet, dabei dankte 
ihm auch sein Nachfolger für die geleistete Ar-
beit: „Eine Gewerkschaft ist immer nur so stark 
wie die Summe und Handlungsfähigkeit ihrer 
Mitglieder. Und die bleiben nur bei der Stange, 
wenn wir gute und angemessene Bedingungen 
für sie aushandeln. Wie das geht, hat Jörg Hof-
mann in Baden-Württemberg vorgemacht“, be-
tonte Zitzelsberger.

Zudem bot der Abend Gelegenheit für eine ganz 
besondere Begegnung: Mit Gerhard Zambelli, 
Berthold Huber, Ernst Eisenmann, Walter Ries-
ter und Ehrengast Jörg Hofmann waren neben 
dem amtierenden fünf vorherige Bezirksleiter 
(v.re.) von Baden-Württemberg anwesend (Franz 
Steinkühler war leider verhindert). Gemeinsam 
stehen sie für 30 Jahre IG Metall Geschichte im 
Südwesten.
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In der Bezirksleitung gab es darüber hinaus 
folgende Wechsel

J Im Sommer 2013 ist Kai Bliesener nach knapp 
10-jähriger Tätigkeit als Pressesprecher ausge-
schieden, seine Aufgaben in der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit hat im Januar 2014 die  
Redakteurin Petra Otte übernommen.
J Gerhard Wick, vier Jahre lang Tarifsekretär in 
der Bezirksleitung, ist Ende 2013 als Erster  
Bevollmächtigter in die Verwaltungsstelle Ess-
lingen gewechselt und hat dort das Amt des ver-
storbenen Sieghard Bender übernommen. Um 
Wicks Aufgaben in der Bezirksleitung kümmert 
sich seit Januar Nadine Boguslawski, die zuvor 
in der Verwaltungsstelle Mannheim tätig war.
J Johannes Katzan, zuletzt als Projektsekretär 
für die Betriebsbetreuung von Hewlett Packard 
zuständig, ist zum 1. April 2014 in das Ressort 
Angestellte/IT/Studierende nach Frankfurt ge-
wechselt. 
J Ebenfalls zum 1. April hat Andreas Flach seine 
Arbeit in der Bezirksleitung aufgenommen und 
kümmert sich seither um strategische Erschlie-
ßungsarbeit. Flach hat zuvor in der Verwaltungs-
stelle Gaggenau gearbeitet.

 Betriebsratswahlen 

Zum Zeitpunkt 
des Drucks die-
ses Geschäfts-
berichts waren 
die Wahlen 
2014 im Gros 

der Betriebe abgeschlossen. Mit wenigen Aus-
nahmen konnte die IG Metall ihren Einfluss in 
Großbetrieben wie im Mittelstand weiter aus-
bauen und an die Erfolge von 2010 anknüpfen. 
„Mit den bisherigen Ergebnissen sind wir sehr 
zufrieden, die Belegschaften in unseren Bran-
chen haben der IG Metall klar ihr Vertrauen aus-
gesprochen. Das werden wir nicht enttäuschen“, 
sagte Bezirksleiter Roman Zitzelsberger in einer 
Zwischenbilanz Anfang April.

Stimmenzuwächse gelangen in der Automo-
bil- und Zuliefererindustrie, in der die IG Metall 

traditionell stark vertreten ist, ebenso wie im 
Maschinenbau, der größten Industriebranche 
Baden-Württembergs. Zudem ist es gelungen, 
in IT- und Kommunikationsfirmen starke Frak-
tionen zu bilden, die bisher nicht zur Stamm-
klientel der IG Metall zählen, und erstmals bei 
Industriedienstleistern Fuß zu fassen, die viele 
Werkvertragsbeschäftigte haben.

„Die Ergebnisse der Betriebsratswahlen spie-
geln das hohe Engagement unserer Betriebsräte 
für die Beschäftigten in baden-württembergi-
schen Firmen wider. Darauf werden wir aufbau-
en, uns aber nicht ausruhen“, betonte Zitzels-
berger. Künftig wird die IG Metall verstärkt auch 
Ingenieur/-innen, Angestellte sowie Beschäftig-
te in Werkverträgen ansprechen. 

Seit 2010 haben viele Firmen ihre Belegschaf-
ten aufgestockt, entsprechend waren 2014 auch 
mehr Betriebsratssitze zu vergeben. Nachdem 
2010 die Wahlbeteiligung tendenziell gestiegen 
ist, ging sie 2014 vielerorts wieder leicht zurück. 
Die Zahl der konkurrierenden Listen hat teils 
zugenommen, der Anteil erstmals gewählter  
Betriebsräte ebenfalls.
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 Tarifrunde Metall und Elektro

Das von den bayerischen Tarifpartnern am  
15. Mai 2013 erzielte Ergebnis der Metall- und 
Elektro-Tarifrunde 2013 findet sich bereits im 
letztjährigen Geschäftsbericht. Danach sind die 
Entgelte der Beschäftigten nach zwei Monaten 
ohne Tariferhöhung ab 1. Juli 2013 zunächst 
um 3,4 Prozent gestiegen. Zum 1. Mai 2014 
folgte eine Erhöhung um weitere 2,2 Prozent.  
Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 20 Mona-
ten und endet im Dezember 2014. In Baden-
Württemberg haben sich im Laufe der Tarifrunde 
insgesamt 220 000 Warnstreikende aus über 
800 Betrieben für die ursprüngliche Forderung 
nach 5,5 Prozent mehr Geld für zwölf Monate 
engagiert.

Die Große Tarifkommission der IG Metall im 
Südwesten hat der Einigung auf ihrer Sitzung 
am 3. Juni 2013 in Leinfelden-Echterdingen zu-
gestimmt, eine erste Beratung fand bereits Mit-
te Mai statt. Dabei lobte der damalige Bezirks-
leiter Jörg Hofmann, dass es mit dem Abschluss 
gelungen sei, den „verteilungsneutralen Spiel-
raum auszuschöpfen und den Beschäftigten 
ein echtes Reallohnplus zu sichern“. Wichtig sei 
zudem, dass die Forderungen der Arbeitgeber 
nach betrieblichen Öffnungsklauseln abgewehrt 
wurden.

Allerdings gab es innerhalb der Tarifkommission 
auch kritische Stimmen. Bemängelt wurde ne-
ben der Anlage der Tarifrunde und Punkten wie 
einer unzureichenden Koordination und Infor-
mation vor allem die lange Laufzeit.

So sagte Uwe Hück, Betriebsratsvorsitzender 
von Porsche: „Es ist mir nicht bekannt, dass ein 
Jahr 20 Monate hat. Uns war nur ein Jahr Laufzeit 
sehr wichtig, da 2014 eine bessere wirtschaft-
liche Lage erwartet wird.“ Salvatore Valentino, 
Betriebsrat bei Amcor, kritisierte: „Die Beschäf-
tigten haben gekämpft und etwas anderes be-
kommen, als sie wollten, nämlich eine lange 
Laufzeit und Nullmonate. Das ist nicht akzepta-
bel und die Leute sind enttäuscht.“ Auch Herbert 
Kasperek, Betriebsratsvorsitzender bei Liebherr 
in Biberach, berichtete von Enttäuschung unter 
den Beschäftigten. Er lobte aber den Vorschlag 
Hofmanns, aus der Analyse der Tarifrunde 2013 
Schlüsse für künftige Tarifbewegungen zu zie-
hen: „Die Glaubwürdigkeit hat gelitten und des-
halb ist es der richtige Weg, das alles miteinan-
der aufzuarbeiten“, betonte Kasperek.

Dies ist in einer weiteren Sitzung der Großen 
Tarifkommission am 25. Juli, auf der Tarifpoliti-
schen Konferenz im Herbst 2013, und abschlie-
ßend auf der Tarifpolitischen Konferenz am  
19. Februar 2014 in Pforzheim geschehen. Da-
bei wurden Verbesserungen für drei zentrale 
Problemfelder verabredet:

J Anlage und Begründung von Tarifrunden
Die ökonomisch hergeleitete Begründung von 
Verteilungskorridoren ist zentral für die Ent-
wicklung von Forderungen und zur Beurteilung 
des Erfolgs von Tariferhöhungen. Jenseits dieser 
Zahlenwelt braucht es aber auch Argumentati-



14 TÄTIGKEITSBERICHT

onslinien, die sich aus der jeweiligen wirtschaft-
lichen und politischen Situation ergeben.

J Kommunikation und Rückkopplung in  
Tarifrunden

Die Beteiligung und Debatten im Vorfeld – ins-
besondere mit Blick auf Forderungen, Ziele und 
Anlage von Tarifrunden – sind grundsätzlich 
richtig. Künftig müssen vor allem die Schlüssel-
funktionäre vor Ort besser in die Lage versetzt 
werden, den roten Faden der IG Metall glaubhaft 
zu erklären. Dies setzt voraus, dass dieser rote 
Faden auch bundesweit erkennbar ist.

J Arbeitskampfkonzepte und Streikfähigkeit
Die Weiterentwicklung der Warnstreikkonzepte 
bezüglich Dauer, Intensität und der Einbezie-
hung weiterer Beschäftigtengruppen ist essen-
ziell für den Erfolg von Tarifrunden.

Gesprächsverpflichtung

Im Zuge der 2012 mit den Arbeitgebern verein-
barten Gesprächsverpflichtung gibt es Gesprä-
che mit Gesamt- und Südwestmetall über die 
Themen Altersteilzeit (Anforderungen, Weiter-
entwicklung, technische Fragen), Arbeitszeit 
(Flexibilität, Zeitkonten), Qualifizierung sowie 
Wettbewerbsfähigkeit, Strukturwandel und De-
mografie. Diese werden bis zum 4. Juni 2014 ab-
geschlossen sein. Die IG Metall Baden-Württem-
berg bearbeitet schwerpunktmäßig das Thema 
Altersteilzeit. Ziel dieser Gespräche ist neben 
einer Bestandsaufnahme die Herausarbeitung 
gegebenenfalls gemeinsamer Sichtweisen zu 
den genannten Themenfeldern.

Kommende Tarifrunde  
Metall und Elektro

Die heiße Phase der kommenden Runde beginnt 
im September 2014 mit der Forderungsdebat-
te, die Friedenspflicht endet in der Nacht vom  
28. auf den 29. Januar 2015. Am 19. Februar 
2014 hat sich die IG Metall auf ihrer Tarifpoli-
tischen Konferenz in Pforzheim erstmals mit 
potenziellen qualitativen Forderungen ausein-
andergesetzt. Dazu kamen rund 400 haupt- und 
ehrenamtliche Mitglieder der Tarifkommissio-
nen aller Branchen sowie Funktionäre/-innen 
zusammen.

Neben Fragen der Arbeitszeit- und Leistungspo-
litik und der Vereinbarkeit von Arbeit und Leben 
drehte sich die Debatte insbesondere um Qua-
lifizierungschancen und flexible Formen des 
Übergangs in die Rente. Vor allem Verbesserun-
gen bei flexiblen Altersübergängen bewegen 
viele Beschäftigte und Betriebsräte. 

In einer Umfrage unter 133 Metall- und 
Elektrobetrieben gaben 117 an, Altersteil-
zeit anzuwenden. 70 Prozent schöpfen die 
im Tarifvertrag festgeschriebene Vier-Pro-
zent-Quote aus. Mehr als zwei Drittel ha-
ben zusätzlich Betriebsvereinbarungen zu  
Altersteilzeit geschlossen, in 18 Betrieben wur-
den Besserstellungen für untere Entgeltgruppen 
vereinbart. Nur in fünf Prozent der Firmen gibt es 
Verabredungen zwischen Geschäftsführung und 



TÄTIGKEITSBERICHT 15

Betriebsrat über die Verwendung der Mittel, falls 
die Quote nicht ausgeschöpft wird. In Pforzheim 
haben die Teilnehmer/-innen Verbesserungs-
wünsche erarbeitet. Eines der Themen ist, in-
wieweit Mittel, die nicht zur Erfüllung der Quote 
genutzt werden, zum Beispiel für die Weiterbil-
dung jüngerer Beschäftigtengruppen eingesetzt 
werden könnten.

Angesichts der verschiedenen Problemfelder, 
die die IG Metall kurz-, mittel-, und langfristig 
bearbeiten will, bietet sich das Thema flexible 
Altersübergänge aus heutiger Sicht am ehesten 
als qualitatives Thema für die Tarifrunde 2015 
an. Dafür spricht einerseits, dass der im Süd-
westen ausgehandelte, seit 2010 geltende  
Tarifvertrag zur Altersteilzeit 2016 ausläuft. Auf-
grund der vom Gesetzgeber geplanten Rente ab 
63 nach 45 Beitragsjahren ergibt sich zusätzli-
cher Zwang zur Neuregelung. Dieser ließe sich 
im Hinblick auf eine qualitative Forderung zum 
Beispiel mit dem Thema der Freistellung nach 
dem gleichen Prinzip „Arbeitsphase-Freistel-
lungsphase“ mit Aufstockungsbeträgen etwa für 
Meister, Techniker, etc. verbinden.

Für Prognosen zur Höhe der Lohnforderung ist 
es aus heutiger Sicht zu früh. Die konjunkturel-
len Vorzeichen in den ersten drei Monaten 2014 
stimmen allerdings optimistisch. Entwickeln 
sich Auftragseingänge und Umsätze in der Bran-
che weiterhin positiv, „sehe ich im Herbst kei-
nen Grund für Zurückhaltung bei der Lohnforde-
rung“, sagte Bezirksleiter Roman Zitzelsberger 
in Pforzheim. Den Abschluss von 2013 bewer-
tet er ebenfalls positiv: „Damit hat sich unsere  
kontinuierliche Lohnpolitik einmal mehr be-
währt und den Beschäftigten bleibt unter dem 
Strich deutlich mehr Geld in der Tasche.“ Auf 
das Gesamtjahr 2014 bezogen legen die Tarif-

gehälter mehr als doppelt so stark zu wie die 
im Frühjahr mit plus 1,5 Prozent prognostizierte 
Teuerung. Zitzelsberger: „Diesen erfolgreichen 
Kurs wollen wir auch in der Tarifrunde 2015 fort-
setzen. Unabhängig davon, welches Thema die 
IG Metall neben dem Entgelt bearbeiten wird, 
wir werden in jedem Fall handlungs- und – falls 
erforderlich – auch konfliktfähig sein.“

Weitere Tarifrunden und 
Ergebnisse

Kfz-Handwerk

Die Beschäftigten im baden-württembergi-
schen Kfz-Handwerk haben zum 1. August 
2013 eine Gehalts-
erhöhung von 2,8 
Prozent erhalten,  
zum 1. Oktober 2014 
steigen die Entgel-
te nochmal um den 
gleichen Prozent-
satz. Darauf haben 
sich die IG Metall 
und die Arbeitgeber 
am 27. Mai 2013 in 
der 2. Verhandlungs-
runde in Stuttgart 
geeinigt. Der Vertrag 
hat eine Laufzeit von 23 Monaten und endet am 
30. April 2015. Von den Arbeitgebern geplante 
Verschlechterungen bei Mehrarbeitszuschlägen 
und Samstagsarbeit konnten abgewehrt werden. 
IG Metall-Verhandlungsführerin Sabine Zach: 
„Das ist ein Tarifabschluss, mit dem wir unser 
Hauptziel erreicht haben: 
Mehr Kaufkraft schaffen, da-
mit mehr Nachfrage entsteht 
und somit Arbeitsplätze ge-
sichert werden.“
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Elektrohandwerk 

Beschäftigte im Elektrohandwerk Baden-Würt-
temberg verdienen seit Sommer 2013 mehr. 
Zum 1. Juli 2013 sind die Gehälter rückwirkend 
um 3,1 Prozent gestiegen, zum 1. Mai 2014 um 
weitere 2,6 Prozent. Die Vergütung der Auszu-
bildenden erhöhte sich zu beiden Stichtagen 
jeweils um bis zu 50 Euro. Darauf haben sich 
die Tarifpartner am 11. Juli 2013 in Sindelfingen 
verständigt. Zach: „Die Beschäftigten werden 
fair beteiligt und die Unternehmen bekommen 
im Gegenzug Planungssicherheit.“ Die Branche 
ist nahezu flächendeckend tarifgebunden. Nicht 
tarifgebundene Elektrohandwerk-Betriebe müs-
sen ihren Beschäftigten seit 1. Januar 2014 eine 
Mindestvergütung von 10 Euro die Stunde be-
zahlen.

Edelmetall

Zum 1. Oktober 
2013 wurden 
die Entgelte um  
3,4 Prozent er-
höht, ab August 
2014 steigen die 
Gehälter um weite-
re 2,2 Prozent. Der 
Tarifvertrag läuft  
20 Monate und 
beinhaltet zwei 
Monate ohne Tarif-
erhöhung. Walter 
Beraus, Verhand-
lungsführer der IG 

Metall, hätte sich angesichts der konjunkturel-
len Entwicklung lieber einen kürzeren Abschluss 
gewünscht. Insgesamt sei die Tarifeinigung vom 
24. Juni 2013 aber „akzeptabel, da nicht nur ein 
Inflationsausgleich, sondern auch ein Mehr an 
Kaufkraft erreicht werden konnte“. Des Weiteren 
haben die Tarifvertragsparteien eine Gesprächs-
verpflichtung zu den Themen Alterssicherung, 
Zuschlag Nachtarbeit und Leistungszulagen un-
terschrieben.

Metallbau und Feinwerktechnik

Zum 1. Januar 2014 sind die Entgelte der  
baden-württembergischen Beschäftigten im 
Bereich Metallbau und Feinwerktechnik um  
2,5 Prozent gestiegen. Für Dezember 2013 ha-
ben die Tarifvertragsparteien am 11. Dezember 
in Stuttgart eine Einmalzahlung von 50 Euro ver-
einbart. Auszubildende verdienen seit Januar 
fünf Prozent mehr, zudem wurde im Grundsatz 
die unbefristete Übernahme vereinbart. Der  
Tarifvertrag läuft insgesamt zwölf Monate und 
endet im Oktober 2014. Gewerblich Beschäftig-
te werden nach einer Übergangszeit im Zuge ei-
nes Lohnrahmentarifvertrags neu eingruppiert.

Holz und Kunststoff

Die IG Metall fordert in der laufenden Runde 
für zwölf Monate 4,5 Prozent mehr Geld für die  
Beschäftigten in der Holz und Kunststoff verar-
beitenden Industrie Baden-Württembergs. Aus-
zubildende sollen mit einer Entgelterhöhung 
von 60 Euro monatlich überproportional profi-
tieren. Das hat die Tarifkommission am 26. März 
2014 beschlossen und zudem das Schlichtungs-
abkommen gekündigt.

Die Tarifgehälter in der Holz- und Kunststoff ver-
arbeitenden Industrie sind zuletzt im März 2013 
um drei Prozent gestiegen, der aktuelle Tarifver-
trag endete zum 30. April 2014. Am 9. April wur-
de erstmals in Schwieberdingen verhandelt, da-
bei haben die Arbeitgeber allerdings noch kein 
Angebot vorgelegt. Ein weiteres Treffen fand am 
6. Mai (nach Drucktermin dieses Geschäftsbe-
richts) statt. Die Verhandlungen zum Gehalts-
rahmentarifvertrag sind für die Dauer der Ent-
geltrunde unterbrochen und werden erst im Juni 
2014 weitergeführt.
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Textil und Bekleidung

Über mehr Geld wird erst wieder ab Oktober 
2014 verhandelt. Es wird an einem einheitli-

chem Manteltarif-
vertrag Textil und 
Bekleidung, Gewerb-
liche und Angestell-
te gearbeitet. Mit 
Südwesttextil wur-
de ein Tarifvertrag 
Einstieg Textil abge-
schlossen. IG Metall-
Verhandlungsführer 
Martin Sambeth: 
„Mit diesem Tarifver-
trag haben wir jetzt 

auch in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
ein sozialpartnerschaftliches Modell geschaf-
fen, um Jugendlichen eine Chance zu geben, 
die heute in den Betrieben keine bekommen 
würden.“ In einem zentralen Sondierungsge-
spräch der Verhandlungsspitzen von IG Metall 
und dem Gesamtverband Textil und Mode am  
12. Februar 2014 haben sich beide Seiten für 
den Erhalt des bisherigen Verhandlungssystems 
auf zentraler Ebene ausge-
sprochen. Bis zum Som-
mer benennt jede Seite 
zwei qualitative Themen 
für die nächste Entgeltrunde.  
Die IG Metall hat Altersteilzeit und die 
Übernahme der Ausgebildeten eingebracht.

Industrie-, Struktur- und 
Branchenpolitik

Die IG Metall Baden-Württemberg setzt sich 
intensiv mit Fragen auseinander, die Struktu-
ren, Veränderungen und Herausforderungen in 
ihren Branchen betreffen. Sie tut das, um Ent-
wicklungen frühzeitig erkennen und positiv für 
die Beschäftigten gestalten zu können. Zentrale 
Schwerpunkte liegen in der Automobilindustrie 
in den Zukunftsfeldern Elektromobilität und 
Brennstoffzelle. Im Maschinenbau stehen die 
Auswirkungen der 4. Industriellen Revolution 
(Industrie 4.0) und die Entwicklung von Produk-
tionsarbeit im Fokus. Ein dritter Schwerpunkt 
liegt in dem Themenbereich Facharbeit. Um hier 
industrie- und branchenpolitischen Einfluss 
entfalten zu können,  sind Vertreter der Bezirks-
leitung in zahlreichen Gremien der Wirtschaft, 
der Landespolitik und der Wissenschaft aktiv. 
Dazu zählen unter anderem:

J Beirat der Landesregierung für nachhaltige 
Entwicklung

J Beirat der Landesagentur für Elektromobilität 
und Brennstoffzellentechnologie  
(e-mobil BW)

J Steuerkreis des Schaufensters  
Elektromobilität

J Cluster Brennstoffzelle BW

J Beirat der Umwelttechnik BW

J Kuratorium der Steinbeis Stiftung  
für Wirtschaftsförderung

J Vorstand Forum Region Stuttgart e. V.

J Beirat Regionaldirektion BW  
der Bundesagentur für Arbeit

J Landesausschuss für Berufsbildung

J Innovationsnetzwerk Produktionsarbeit 4.0

J Manufuture BW e. V.

J Bündnis zur Stärkung der beruflichen  
Ausbildung und des Fachkräftenachwuchses
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Automobilkonferenz Juli 2013

Am 8. und 9. Juli 2013 
haben die IG Metall 
Bezirke Bayern und 
Baden-Württemberg in 
Augsburg erstmals eine 
gemeinsame Automobil-
konferenz für Betriebs-
räte der Automobil- und 
Zulieferindustrie veran-
staltet. Im Mittelpunkt 
standen Perspektiven 
und Herausforderungen 
der Branche, die in bei-
den Bundesländern mit 

mehr als einer halben Million Beschäftigten eine 
Schlüsselindustrie darstellt. 

Die über 250 Teilnehmer/-innen der Konferenz 
haben in einer Erklärung von der Politik einen 
neuen Marshallplan für die Menschen und für 
die Wirtschaft in Europa gefordert. Zentrale For-
derungen waren die beschäftigungswirksame 
Industrialisierung von Innovationen im Land, 
die Etablierung Deutschlands als Leit- und Re-
ferenzmarkt für alternative Mobilität, die Wei-
terentwicklung von Standorten und die Siche-
rung von Beschäftigung. Der neue Marshallplan 
zielt darauf, die Spitzenstellung Europas bei der  
Mobilität der Zukunft und bisherige industrielle 
Kernstrukturen zu erhalten und weiterzuentwi-
ckeln.

Schauwerkstatt Elektromobilität

Zukunftsweisen-
de Mobilitäts-
konzepte blei-
ben nicht ohne 
Folgen für die 

Arbeitswelt. Zentrale Aufgabe der IG Metall ist 
es, die Beschäftigten entlang der automobilen 
Wertschöpfungskette auf diese Veränderungen 
vorzubereiten und die Auswirkungen auf Quali-
fikation und Arbeitsplätze zu gestalten. Deshalb 
beteiligt sich die IG Metall Baden-Württemberg 
im Rahmen der bundesweiten Initiative Schau-
fenster Elektromobilität federführend am Pro-
jekt Schauwerkstatt Elektromobilität.

Seit der Eröffnung im Juni 2013 waren mehr als 
300 Besucher/-innen in der Schauwerkstatt zu 
Gast. Vor Ort werden Kompetenzen rund um 
das Thema Elektromobilität weiterentwickelt, 
Beschäftigte sensibilisiert und qualifiziert. Im 
Fokus stehen Fragen der Arbeitssicherheit unter 
Spannung, Ladeinfrastruktur, Beschäftigungs-
wirksamkeit und Qualifikationsanforderungen. 
Die Veranstaltungen finden in einer idealtypi-
schen, herstellerunabhängigen Schulungs- und 
Musterwerkstatt statt. Dort stehen neben einem 
modellhaften Schulungsfahrzeug ein hochmo-
derner Diagnosetester mit Touchscreen zur Feh-
lersuche und Wartung, ein Batterieladegerät so-
wie ein Mega-Tester für Service und Reparatur an 
Elektro- und Hybridfahrzeugen zur Verfügung.

Die Schauwerkstatt kann noch bis Ende 2015 für 
Veranstaltungen genutzt werden.
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Jugend – Strategie im Bezirk  
und Revolution Bildung

Die IG Metall in Baden-Württemberg hat sich 
zum Ziel gesetzt, mehr Mitglieder unter Auszu-
bildenden und Dual-Studierenden zu gewin-
nen. Seit anderthalb Jahren läuft im Bezirk ein 
entsprechendes Projekt, das mit sieben Verwal-
tungsstellen entwickelt wurde.

Ziel ist es, bis Juli 2014 die Hälfte der Jugend-
lichen, die 2013 eine Ausbildung begonnen 
haben, als Mitglieder gewonnen zu haben. Aus 
dem Auszubildenden-Jahrgang 2014/2015 (ab 
September) sollen bis Dezember 2014 weitere 
40 Prozent neu organisiert werden.

Seit April 2014 nehmen weitere zehn Verwal-
tungsstellen an dem Projekt teil, 2015 sollen die 
restlichen zehn eingebunden werden. Lea Mar-
quardt, Jugendsekretärin in der Bezirksleitung 
Baden-Württemberg, hat deshalb in den ver-
gangenen Monaten verschiedene Verwaltungs-
stellen besucht und das Projekt vorgestellt. Mit 
den Bevollmächtigten wurde verabredet, dass 
die  Werbung von Jugendlichen von allen Verwal-
tungsstellen als zentrales gemeinsames Thema 
vorangetrieben wird. 

Allerdings muss die IG Metall dabei noch besser 
werden: Bis Februar wurden knapp 37 Prozent 
der Auszubildenden (Jg. 2013/14) im Bezirk 
als Mitglieder gewonnen, bis Ende März lag die 
Zahl mit 39 Prozent nur knapp darüber. Vier Ver-
waltungsstellen haben bereits über 50 Prozent 
der Auszubildenden im ersten Ausbildungsjahr 
organisiert, in den meisten Verwaltungsstellen 
sind es 30 bis 40 Prozent.

Revolution Bildung

Mit der Kampagne Revolution Bildung tritt die 
IG Metall seit Frühjahr 2013 für ein funktionie-
rendes, gerechtes und qualitativ hochwertiges 
Bildungssystem ein. Die Kampagne macht Miss-
stände zum Beispiel an Berufsschulen publik 
und setzt sich in Politik und Wirtschaft aktiv 
für Verbesserungen ein. Die IG Metall-Jugend 
Baden-Württemberg hat dieses Frühjahr zu  
einer Bildungsumfrage aufgerufen – und 7 250 
Antworten von Mitgliedern und Nichtmitgliedern 
bekommen. Die Kernaussagen: Auszubildende 
und Dual-Studierende in Baden-Württemberg 
wünschen sich von ihrem Arbeitgeber vor allem 
finanzielle Unterstützung und Freistellung für 
Weiterbildung, insbesondere nach der Ausbil-
dung beziehungsweise nach dem Studium. 

„Die Leute haben große Lust, sich weiterzu-
bilden. Leider ist das für viele aber auch eine 
Geld- und Zeitfrage“, sagte Jugendsekretärin 
Lea Marquardt. Sie hat die Umfrage maßgeb-
lich mit initiiert und die Ergebnisse am 17. März 
2014 in Pforzheim auf einer Konferenz vor 300 
IG Metall-Jugend- und Ausbildungsvertreter/ 
-innen vorgestellt. Sieben Wochen lang haben 
Auszubildende und Dual-Studierende gut ein 
Dutzend Aspekte 
rund um Bildung 
bewertet und da-
bei Einschätzun-
gen von „Ist mir 
sehr wichtig“ bis 
„Ist mir gar nicht 
wichtig“ abgege-
ben. Für Auszubil-
dende wie Studie-
rende hat dabei 
die höchste Prio-
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rität, dass Berufsschulen und Duale Hochschu-
len bei der Ausstattung und der Lehrqualität auf 
dem aktuellen Stand sind. Dabei sehen sie die 
Landesregierung gefordert.
Auf die Frage, worum sich die IG Metall am drin-
gendsten kümmern soll, nannten die Auszubil-
denden am häufigsten die finanzielle Unterstüt-
zung durch den Arbeitgeber bei Weiterbildungen 
sowie Freistellung nach der Ausbildung. Die  
Dual-Studierenden wünschen sich ebenfalls 
Geld für Qualifizierungen, noch wichtiger ist  
ihnen die unbefristete Übernahme nach dem 
Studium sowie ein Rückkehrrecht nach einem 
Master- oder Zweitstudium.

Auf einer bundesweiten Tagung Ende März hat 
die IG Metall-Jugend in Filderstadt das Stim-
mungsbild aus allen Bezirken zu den Themen 
Bildung und Weiterbildung diskutiert. Derzeit 

werden daraus konkrete Forderungen und Ziele 
entwickelt, die eine gesellschaftliche Debatte 
über Bildung anstoßen und gegebenenfalls auch 
in künftige Tarifforderungen münden sollen.

Zudem ist geplant, die Kampagne stärker in 
den Betrieben auszurollen. Am 5. Juni 2014 
treffen sich junge IG Metaller zu einem baden-
württembergischen Aktionstag in vier Regionen. 
Die Aktionsorte sind Mannheim, Aalen, Fried-
richshafen und Esslingen. Zum bundesweiten  
Jugendaktionstag in Köln am 27. September 
2014 werden auch Tausende Metaller/-innen 
aus Baden-Württemberg erwartet.

Frauen

Für die IG Metall-
Frauen in Baden-
Württemberg gab 
es in den letzten 
zwölf Monaten 
drei Schwerpunkt-
themen. Im Vor-
dergrund steht 
nach wie vor die 
Mitgliedergewin-
nung – also Frau-
en zu aktivieren, 
sich als Mitglied, als Vertrauensfrau oder als 
Betriebsrätin aktiv für ihre Interessen einzuset-
zen. Der Strukturwandel im Bürobereich trifft am 
stärksten Arbeitsplätze, die in der Regel Frauen 
bekleiden.

Viele betriebliche Akteur/-innen haben das Po-
tenzial von Frauen noch nicht als Lösung für ihre 
demografischen Probleme erkannt. Weiterbil-
dung von Frauen mit mittleren Qualifikationen 
ist nach wie vor teils abhängig vom Wohlwollen 
männlicher Vorgesetzter, der Blick auf einzelne 
Frauen greift in Qualifizierungsgesprächen oft 
zu kurz. Lernen an sich und die Bewältigung 
ständiger Veränderungen werden kaum als The-
men aufgegriffen. Dem steht die Praxis jeder 
öffentlichen Diskussion um das Potenzial von 
Frauen bei der Deckung des Fachkräftebedarfs 
entgegen. Monika Lersmacher, für Frauenarbeit 
zuständige Sekretärin der IG Metall Baden-
Württemberg: „Die strukturelle Benachteiligung 
von Frauen ist mit der größte Hemmschuh für 
den deutschen Arbeitsmarkt.“ 



TÄTIGKEITSBERICHT 21

Ein zweites Thema ist die Entgeltgerechtigkeit 
und die Analyse, warum Frauen deutlich gerin-
gere Einkommen haben als Männer. Auch heute 
noch zeigen die Statistiken beim Equal-Pay-Day: 
Je nach Bundesland verdienen Frauen zwischen 
23 und 28 Prozent weniger. Allerdings stimmt 
auch: In der Metall- und Elektroindustrie Baden-
Württemberg haben Frauen in den ersten vier 
Berufsjahren nach der Ausbildung knapp vier 
Prozent mehr Geld als ihre männlichen Kollegen. 
Was sich danach ändert – das beobachtet die IG 
Metall in ihrer Initiative „Auf geht’s! Faires Ent-
gelt für Frauen“. 

Obwohl die Tarifentgelte keine Geschlechterun-
terschiede kennen, entstehen solche ungleichen 
Entwicklungen. Wichtige Fragen lauten etwa: 
Planen Männer ihren Aufstieg in die nächsthö-
here Entgeltgruppe besser? Werden Frauen ge-
zielt gehindert oder arbeiten sie nur zu wenig 
darauf hin? Wo Gewerkschaften aktiv sind, sind 
Entgelte auch mit Blick auf die Geschlechter ge-
rechter gestaltet. Deshalb muss die Bedeutung 
von Tarifverträgen und betrieblicher Mitbestim-
mung noch stärker in den Belegschaften veran-
kert werden.

Drittens: Das gilt auch für Regeln zur Vereinbar-
keit von Arbeit und Leben. Damit auch Frauen 
mit Kindern Aufstiegschancen haben, benöti-
gen sie einen Rechtsanspruch auf Teilzeit und 
die Rückkehr zur Vollzeit, familienfreundliche 
Arbeitszeitmodelle sowie Möglichkeiten zur 
Kinderbetreuung. Weil es an Betreuungsmög-
lichkeiten mangelt, „vergeuden wir ein enormes 
Potenzial an Talent, Leistung und Kreativität“, 
so Lersmacher. Sie fordert: „Die Diskriminierung 
in der Arbeitswelt und Arbeitsbewertung muss 
endlich ein Ende haben.“

Seniorinnen und Senioren

Die Einbindung der Senior/-innen in die  
gewerkschaftliche Arbeit im Bezirk hat einen 
hohen Stellenwert. Einerseits lebt und profitiert 
die IG Metall vom Wissen und den Erfahrungen 
der Älteren. Zum anderen setzt sie sich auch 
konkret für die Belange von Rentner/-innen ein. 
Inhaltlich zum Beispiel in der Gestaltung und 
Verbesserung der Renten, der Gesundheits- 
und Pflegeversorgung, aber auch in Fragen al-
tersgerechten Wohnens und der Infrastruktur.  
Bundesweit sind ca. 500 000 IG Metall-Mit-
glieder in Rente. In Baden-Württemberg liegt 
der Anteil an den Gesamtmitgliedern bei rund 
81 000. Auf regionaler Ebene der Verwaltungs-
stellen sind die Senior/-innen unter anderem 
an der Mitgliederhaltearbeit beteiligt. Auf zwei 
Veranstaltungen auf Bezirksebene am 1. Okto-
ber 2013 und am 13. März 2014 wurden sozial-
politische Themen wie die Entwicklung der 
Rentenpolitik und der Pflegeversicherung, aber 
auch Mitgliederthemen bearbeitet.

Die bundespolitische Einbindung des be-
zirklichen Seniorenarbeitskreises ist durch 
die Mit arbeit mehrerer Vertreter aus Baden- 
Württemberg in die politische Diskussion des 
AGA-Arbeitskreises (Außerbetriebliche Gewerk-
schafts-Arbeit) beim Vorstand der IG Metall ge-
währleistet.

Arbeits-, Tarif- und Sozialrecht 
sowie Rechtsschutz

Hauptaufgabe im Arbeits-, Tarif- und Sozialrecht 
ist die Rechtsberatung und Unterstützung der 
Bezirksleitung und der Verwaltungsstellen, spe-
ziell bei juristischen Fragen der Mitglieder- und 
Betriebsbetreuung. Die Auslegung einschlägi-
ger Tarifverträge, gesetzlicher Regelungen und 
die Aufarbeitung aktueller Rechtsprechung 
sind Schwerpunkte der Arbeit. Ebenso wird  
juristische Unterstützung bei der Vorbereitung 
und Durchführung von Tarifverhandlungen in 
den verschiedenen Tarifgebieten geleistet. Die 
politischen Interessen, aber auch die Einfluss-
möglichkeiten der IG Metall, werden besonders 
beachtet. Rechtsfragen um den Komplex des 
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Personaleinsatzes durch Drittfirmen (Leiharbeit 
und Werkverträge) sind fester Bestandteil der 
täglichen Arbeit geworden.

Der Kontakt mit den ministerialen Entschei-
dungsträgern im Land sowie der jeweiligen 
Führung der Landesarbeits- und Landessozial-
gerichte wurde durch gemeinsame Sitzungen 
und Arbeitstreffen aufrechterhalten. Der Kontakt 
der IG Metall zu den regionalen Akteuren auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts wird durch den 
seit nunmehr 30 Jahren etablierten Arbeitskreis  
Arbeitsrecht (sechs mal jährlich) sichergestellt. 
Interessierte Kolleg/-innen, Rechtsanwält/-in-
nen und sowie Rechtssekretär/-innen des DGB 
tauschen sich dort zu aktuellen Themen aus.

Die Interessenvertretung der Mitglieder und 
der Betriebsräte vor den Arbeits- und Sozialge-
richten ist ebenfalls von hoher Bedeutung. Der 
gewerkschaftliche Rechtsschutz durch eigene 
Vertretung und die der DGB Rechtsschutz GmbH 
stellt nach wie vor eine wichtige Leistung für die 
Mitglieder dar. Im Herbst 2013 gab es einen 
Erfahrungsaustausch mit den Rechtssekretär/ 
-innen der DGB Rechtsschutz GmbH und den 
Sekretär/-innen sowie Verwaltungsangestellten 
der IG Metall, die für Rechtsschutz zuständig 
sind. Hauptthema war die Verbesserung der ge-
meinsamen Arbeit durch konkrete Abstimmung 
von Vorgehensweisen.

Willi-Bleicher-Preis

Am 18. Juli 2013 hat die 
IG Metall Baden-Würt-
temberg in Stuttgart zum 
zweiten Mal den Willi-Blei-
cher-Journalismuspreis für 
herausragende Beiträge 
über die Arbeitswelt im 
Südwesten vergeben. 

Ausgezeichnet wurden:

J Jürgen Rose und Claus Hanischdörfer, beide 
SWR, für den ARD-Film „Hungerlohn am Fließ­
band – wie Tarife ausgehebelt werden“

J Heike Scherbel, SWR Fernsehen, für „Flug­
hafenbeschäftigte“

J Christine Keck, Stuttgarter Zeitung, für „Mit 57 
zum Glück gezwungen“

J Hermann G. Abmayr, freier Journalist, für  
„Emmas Enkel bei Tante Verdi“, erschienen in 
der Wochenzeitung „Kontext“

Ausgewählt wurden die Preisträger von einer 
dreiköpfigen Jury aus Professor Frank Brett-
schneider vom Institut für Kommunikationswis-
senschaft an der Universität Hohenheim, Peter 
Heilbrunner, Abteilungsleiter Redaktion Wirt-
schaft und Umwelt beim SWR Hörfunk und dem 

v.l.n.r.: Uschi Götz, Hermann G. Abmayr, Jürgen Rose, Claus Hanischdörfer, Dieter Fuchs (in Vertretung von Christine Keck), Heike 
Scherbel, Jörg Hofmann, Wolfgang Schorlau, Peter Heilbrunner
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Schriftsteller Wolfgang Schorlau. Der Preis ist 
mit jeweils 1 500 Euro dotiert. 

Der Willi-Bleicher-Preis zeichnet qualitativ hoch-
wertige Berichte aus der baden-württembergi-
schen Arbeitswelt aus. Im Mittelpunkt stehen 
das tägliche Leben und Erleben in den Fabriken 
und Büros des Landes, die Dokumentation des 
Wandels der Arbeit sowie die Gefahren verän-
derter Rahmenbedingungen – alles, was die 
tägliche Arbeit greifbar und erlebbar macht. Die 
Auszeichnung für dieses Jahr verleiht Bezirks-
leiter Roman Zitzelsberger: „Mit dem Willi-Blei-
cher-Preis wollen wir sichtbar machen, wie die 
Beschäftigten diese Herausforderungen meis-
tern, welche Sorgen und Ängste sie haben oder 
welche Missstände ihnen womöglich bei der 
täglichen Arbeit begegnen.“

Der Preis ist nach dem 1981 verstorbenen ehe-
maligen IG Metall-Bezirksleiter Willi Bleicher be-
nannt, dessen Gesinnung bis heute die Arbeit 
der IG Metall prägt. Neben Frank Brettschneider 
und Wolfgang Schorlau wird sich in der aktu-
ellen Bewerbungsrunde Barbara Roth, Redak-
teurin Hintergrund-Innenpolitik beim Deutsch-
landfunk, als Jurorin mit den Einreichungen 
beschäftigen. Verliehen wird der Preis am Abend 
des 22. Oktober 2014 in Stuttgart.

Treffen mit Stefan Jerzy Zweig, dem 
„Kind von Buchenwald“

Im Januar 2014 erinnerte die IG Metall aus ei-
nem weiteren Anlass an ihren früheren Bezirks-
leiter – nämlich anlässlich des 50-jährigen 
Wiedersehens zwischen Bleicher und seinem 
früheren Schützling aus dem KZ Buchenwald, 
Stefan Jerzy Zweig.

Während seiner Haft hatte sich Bleicher um 
den damals dreijährigen Zweig gekümmert und  
gemeinsam mit anderen Häftlingen die Ab-
schiebung des „Kindes von Buchenwald“ nach 
Auschwitz verhindert. Am 27. Januar 1964 hat-
ten sich Bleicher und Zweig 20 Jahre nach der 
Befreiung von Buchenwald erstmals in Stuttgart 
wieder gesehen. In Gedenken an diese Begeg-
nung versammelten sich Familienangehörige 
und Freunde der Familien am 28. Januar 2014 
in der früheren Wohnung Bleichers in Stuttgart-
Luginsland.

IG Metall-Vertreter waren ebenfalls eingeladen, 
darunter auch Bezirksleiter Roman Zitzelsber-
ger. Er dankte Zweig für sein Engagement, durch 
das er auch nach so vielen Jahren die Erinnerung 
an seinen Retter und späteren IG Metall-Arbei-
terführer am Leben halte. „Der Name Willi Blei-
cher steht für soziale Gerechtigkeit und Mensch-
lichkeit. Dafür hat er sogar sein eigenes Leben 
aufs Spiel gesetzt, als er Stefan Jerzy Zweig als 
Kind im KZ Buchenwald vor dem sicheren Tod 
gerettet hat“, sagte Zitzelsberger.
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Jubiläen

30 Jahre 35-Stunden-Woche

Die Einführung der 35-Stunden-Woche hat 
Zehntausende Arbeitsplätze in der Metall- und 
Elektroindustrie gesichert – der Weg dorthin war 
allerdings langwierig und steinig. Die Forderung 
der IG Metall nach Verkürzung der wöchentli-
chen Arbeitszeit von 40 auf 35 Stunden in der 
Tarifrunde 1984 verunglimpfte der damalige 
Kanzler Helmut Kohl als „töricht“ und „dumm“. 
Es folgten zähe Verhandlungen mit 
unbeweglichen Arbeitgebern, ein 
fast siebenwöchiger Arbeitskampf 
mit Aussperrung, der erst durch ei-
nen Schlichterspruch beendet wer-
den konnte.

Ernst Eisenmann, der damalige Ver-
handlungsführer der IG Metall, erin-
nert sich an die Auseinandersetzung 
als „die härteste in der Geschichte 
der IG Metall“. Arbeitgeber sämtli-
cher  Branchen seien der Forderung 
unnachgiebig gegenübergestanden, seine Ver-
handlungspartner in der Metallindustrie hätten 
im Zuge des Streits versucht, „die IG Metall in 

ihre Schranken zu weisen“. Gelungen ist dies 
nicht: In einer ersten Urabstimmung stimmten 
80 Prozent für einen Streik, am 14. Mai 1984 
legten in  Nordwürttemberg/Nordbaden zu-
nächst 13 000 Metaller/-innen bei Autozuliefe-
rern die Arbeit nieder. Eisenmann: „Das hat die 
Arbeitgeber völlig überrascht, nach acht Tagen 
lagen alle Hersteller auf der Nase.“            

Bis Ende Mai waren über 100 000 Metaller von 
Aussperrung betroffen, am 2. Juli war der Streik 
nach dem Schlichterspruch von Georg Leber, 
dem sogenannten Leber-Kompromiss, durch 
eine zweite Urabstimmung mit 54,52 Prozent zu 
Ende. 1985 wurde die Arbeitszeit zunächst auf 
38,5 Stunden pro Woche bei vollem Lohnaus-
gleich verkürzt, die 35-Stunden-Woche trat end-
gültig 1995 in Kraft. Die 35-Stunden-Woche hat 
in der Metall- und Elektroindustrie Hunderttau-
sende Arbeitsplätze gesichert und gerade nach 
1993 trotz mehrerer Krisen zu einem Beschäf-
tigungsaufbau beigetragen. Für Eisenmann war 
der Kampf um die Arbeitszeitverkürzung des-

halb auch ein Akt der Solidarität: 
„Diejenigen, die beschäftigt waren, 
haben Solidarität mit denjenigen 
geübt, die keine Arbeit hatten.“   

Aus heutiger Sicht war der Leber-
Kompromiss zugleich der Einstieg in 
die Differenzierung und Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit. „Mit der Diffe-
renzierung konnte den unterschied-
lichen Interessen der Beschäftigten 
Rechnung getragen werden und die 

Flexibilisierung sichert bis heute Arbeitsplätze. 
Vor allem die Arbeitszeitkonten haben das Sys-
tem wahrlich revolutioniert“, sagte der damalige 
Daimler-Gesamtbetriebsratsvorsitzende Erich 
Klemm 2009 anlässlich des 25-jährigen Jubilä-
ums der Arbeitszeitverkürzung. 
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Nicht zuletzt haben Freischicht- oder Gleitzeit-
konten den Betrieben geholfen, den massiven 
Auftragseinbruch im Zuge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise abzufedern. Bereits 2009 forderte 
der damalige Bezirksleiter Jörg Hofmann des-
halb eine Debatte über neue Arbeitszeitmodel-
le. Es gelte Formen von Arbeitszeitverkürzung 
zu fi nden, die auch die Diff erenziertheit der An-
sprüche aufnehme, sagte er. Bestätigt hat sich 
dies in der Beschäftigtenbefragung 2013: Rund 
die Hälfte der Befragten wünscht sich, vorüber-
gehend die Arbeitszeit absenken zu können, um 
mehr Zeit für Kinder oder pfl egebedürftige Ange-
hörige zu haben.

25 Jahre Tatort Betrieb

Vor 25 Jahren for-
derten Betriebs räte 
im IG Metall Bezirk 
Baden-Württemberg 
einen neuen Ansatz 
zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. 
Damals belastete 
viele Beschäftigte 
eine Flut gefährli-
cher Arbeitsstoff e, 

mit denen sie regelmäßig zu tun hatten. Etwa 
zeitgleich wurde 1986 bei einer Waiblinger 
Firma durch das organische Lösemittel Dichlor-
methan eine Bodenverseuchung festgestellt. 
Die IG Metall Bezirksleitung Baden-Württemberg 
griff  das Problem auf und die erste Aktion Tatort 
Betrieb wurde entworfen. 1989 startete diese 
neue Aktionsform unter dem Motto „Per und Tri 
– raus aus den Betrieben“.

Gezielt wurden 
bestimmte Einzel-
stoff e und nicht die 
ganze Palette der 
betrieblichen Ge-
fahrstoff e themati-
siert. Die anfängli-
chen Befürchtungen 
einer zu starken 
Begrenzung des 
Themas wurden in 

der Folge mit weiteren Tatort-Aktionen ausge-
räumt. Aktuell läuft der 10. Tatort Betrieb. Wa-
ren es früher vor allem klassische Themen des 
Arbeitsschutzes, beschäftigen sich heutige Ak-

tionen auch mit neuen 
Belastungsformen im 
Zuge veränderter Arbeits-
bedingungen. Eine der 
erfolgreichsten Aktionen, 
neben der gegen gefähr-
liche Arbeitsstoff e, war 
der Tatort Betrieb „Stress 
und psychische Belas-
tungen – Terror für die 
Seele“.

Der 10. Tatort Betrieb „Höchste Zeit für Gesund-
heit“ befasst sich im Schwerpunkt mit Belas-
tungen durch Arbeitszeiten. Einerseits werden 
Schichtsysteme in 
der Produktion in 
den Fokus genom-
men, andererseits 
die Auswirkungen 
von gestraff ten Büro-
Strukturen („lean 
offi  ce“) auf die Steu-
erung von Arbeits-
zeiten. Zu beiden 
Fragestellungen läuft eine wissenschaftliche 
Begleitforschung. Am 16. Juli 2014 lädt der 
Bezirk anlässlich des 25-Jahr-Jubiläums zu ei-
ner Konferenz zum betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in die Filderhalle, Leinfel-
den-Echterdingen.

 

E i n e  Ak t i o n  d e r  IG  Me t a l l

B E T R I E B
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10 Jahre Pforzheimer Abkommen

2004 haben die Tarifpartner in der Metall- und 
Elektroindustrie – namentlich Jörg Hofmann als 
Bezirksleiter der IG Metall und sein Gegenüber 
Otmar Zwiebelhofer aufseiten Südwestmetalls 
– das „Pforzheimer Abkommen“ vereinbart. Es 
erlaubt Unternehmen in Krisensituationen oder 
vor besonderen Herausforderungen, zeitlich  
befristet vom Tarifvertrag abzuweichen. Die  
Kriterien dafür sind klar definiert. Basis bleibt 
stets der Flächentarifvertrag, der am Ende wie-
der uneingeschränkt gelten muss. Ein klarer 
Nutzen für die Beschäftigten liegt insbesondere 
im Ausschluss von Kündigungen und entspre-
chenden Zukunftsinvestitionen, zu denen sich 
die Arbeitgeber im Gegenzug verpflichten.

Detlef Wetzel, Erster Vorsitzender der IG Metall, 
sieht im Pforzheimer Abkommen eine Antwort 
„auf die zunehmend unterschiedlichen öko-
nomischen Entwicklungen“. Das Abkommen 
habe die Tarifpartner daher in ihrer Autonomie  
gestärkt. Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger 
nannte die Vereinbarung anlässlich des 10-jäh-
rigen Jubiläums „einen Meilenstein der Tarifge-
schichte“. In einer Zeit, in der Deutschland als 
‚kranker Mann Europas‘ gesehen wurde und  
Tarifverträge als hauptverantwortlich für die Kri-
se galten, sei mit dem Abkommen „die Tarifauto-
nomie erneuert und die Grundlage für moderne, 
differenzierte Tarifabschlüsse geschaffen  
worden“.

In Baden-Württemberg wurden in den vergan-
genen zehn Jahren rund 750 solcher Verträge 
abgeschlossen, zum Beispiel über die zeitlich 
befristete Abweichung bei der wöchentlichen 
Arbeitszeit oder der Auszahlung von Sonderzah-
lungen und Tariferhöhungen. Etliche Insolven-
zen konnten dadurch abgewendet, Zehntausen-
de Arbeitsplätze gerettet werden.

IG Metall-Bezirksleiter Roman Zitzelsberger lob-
te an dem Abkommen in einem Interview mit der 
„Pforzheimer Zeitung“ im April 2014 vor allem 
das Prinzip der Gegenseitigkeit: „Die wirtschaft-
lichen Zahlen müssen auf den Tisch. Betriebsrat 
und Beschäftigte werden eingebunden, um Zu-
kunftsperspektiven auszuloten. Im Zuge dessen 
wurden bis heute Milliarden in den Erhalt und 
Ausbau von Standorten baden-württembergi-
scher Unternehmen investiert.“




